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Bekanntmachung 

Bebauungsplan Nr. 17 „Kalkwall" - 13. Änderung der Kreisstadt Steinfurt, 
Stadtteil Burgsteinfurt 
hier: Rechtsverbindlichkeit 

Der Rat der Kreisstadt Steinfurt hat in seiner Sitzung am 11.12.2014 die 13. Änderung des Be­
bauungsplanes Nr. 17 "Kalkwall" mit den Festsetzungen nach § 9 Baugesetzbuch (BauGB) und 
§ 86 Bauordnung NRW als Satzung beschlossen. 

"Gemäß§ 10 (1) Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23.09.2004 (BGBI. 1 S. 2414), 
in der aktuell geltenden Fassung und §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen (GO NRW) in der zuletzt geänderten Fassung, wird die 13. Änderung des Be­
bauungsplanes Nr. 17 „Kalkwall" mit den Festsetzungen nach § 9 BauGB und § 86 Bauord­
nung NRW als Satzung beschlossen. 

Die Begründung wird ebenfalls beschlossen." 

Die 13. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 "Kalkwall" hat gemäß Beschluss des Rates der 
Kreisstadt Steinfurt vom 12.12.2013 folgenden Inhalt: 

„Das festgesetzte Kerngebiet und das festgesetzte Al/gemeine Wohngebiet sowie die festge­
setzte Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung „Fußgänger­
bereich" werden geändert in Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO. Ausgeschlossen werden im 
Planbereich Gartenbaubetriebe, Tankstellen sowie Vergnügungsstätten. 

Die Festsetzung von Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung 
„Fußgängerbereich" für die Fläche des z. T. in den Geltungsbereich einbezogenen Grundstücks 
Flur 17, Flurstück 583 (Straßenfläche Brennereigasse) bleibt hingegen unverändert. 

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung des bisherigen Kerngebietes bleiben un­
verändert und werden um Punkte wie zulässige Trauf- oder Firsthöhen ergänzt. 

Für die vorhandene Garagenanlage auf den Grundstücken Flur 19, Flurstücke 569 und 571 in 
der Gemarkung Burgsteinfurt werden entsprechende „Umgrenzungen von Flächen für Garagen 
und überdachte Stellplätze" festgesetzt. 

Die festgesetzte Versorgungsfläche mit der Zweckbestimmung „Umspannstelle" wird dem Be­
stand angepasst und auf dem gesamten Grundstück Flur 19, Flurstück 570 in der Gemarkung 
Burgsteinfurt festgesetzt. " 

Der Geltungsbereich der 13. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 „Kalkwall" wird wie folgt 
umgrenzt. 

Osten: 

Vom südöstlichen Grenzpunkt des Flurstücks 580 in nördliche Richtung durch die östlichen 
Grenzen der Flurstücke 580, 583, 572, 569, 568, 567 und 566 bis zum östlichsten Grenzpunkt 
des Flurstücks 566; 

Nordwesten: 

vom letztgenannten Punkt in nordwestliche und südwestliche Richtung durch die nördliche und 
westliche Grenze des Flurstücks 566 bis zum nördlichsten Grenzpunkt des Flurstücks 565, von 
dort weiter in Richtung Südwesten durch die westlichen Grenzen der Flurstücke 566, 567, 568, 
569 und 570 bis zum westlichsten Grenzpunkt des Flurstücks 570; 
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Südwesten: 

vom letztgenannten Punkt in Richtung Südosten durch die südlichen Grenzen der Flurstücke 
570, 569, 571 und 572 bis zum südwestlichen Grenzpunkt des Flurstücks 572, von dort auf 
einer geraden Linie durch das Flurstück 583 auf den nordwestlichen Grenzpunkt des Flurstücks 
580, von dort weiter in Richtung Süden bzw. Osten durch die westlich und südliche Grenze des 
Flurstücks 580 bis zum südöstlichen Grenzpunkt des Flurstücks 580. 

Alle genannten Flurstücke liegen in der Flur 19 der Gemarkung Burgsteinfurt. " 

Der Geltungsbereich ist in den nachstehend aufgeführten Kartenausschnitten ersichtlich. 

(Fortsetzung siehe nächste Seite) 
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Auszug aus dem GIS der Kreisstadt Steinfurt 
Eine örtl iche Überprüfung des Gebäudebestandes hat nicht stattgefunden 

Datum: 27.11.2013 

„ ... 

Vervielfältigungen für eigene, nicht gewerbliche Zwecke zugelassen. 
Vervielfältigungen für andere Zwecke, Veröffentlichungen oder deren 

Weitergabe an Dri tte nur mit besonderer Genehmigung. ® 
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Bebauungsplan Nr. 17 

„Kalkwall" - 13. Änderung 

- Geltungsbereich -

Ilm 

Vervielfältigungen für eigene, nicht gewerbliche Zwecke zugelassen. 
Vervielfältigungen für andere Zwecke, Veröffentlichungen oder deren 

Weitergabe an Dritte nur mit besonderer Genehmigung. ® 
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Es wird darauf hingewiesen, 

dass gern. § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 
(GV NRW S. 666), in der zuletzt geltenden Fassung, die Verletzung von Verfahrens- und Form­
vorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen gegen diese Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit der Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 

es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge­
macht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Steinfurt vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden , die den Mangel ergibt, und 

dass die Verletzung der in § 214 der Neufassung des Baugesetzbuches vom 23.09.2004 
(BGBI. 1 S. 2414) bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften gern. § 215 BauGB dann 
unbeachtlich ist, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schrift­
lich gegenüber der Kreisstadt Steinfurt geltend gemacht worden ist. Mängel des Abwägungs­
vorgangs sind ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be­
kanntmachung gegenüber der Kreisstadt Steinfurt geltend gemacht worden sind. Der Sachver­
halt, der die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung 
begründen soll , ist schriftlich darzulegen. 

Auf die Vorschriften des§ 44 (3) Satz 1 und 2 sowie (4) der Neufassung des Baugesetzbuches 
vom 23.09.2004 (BGBI. 1 S. 2414) über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan ein­
tretenden Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender 
Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

Der Bebauungsplan und die Begründung liegen bei der Stadtverwaltung Steinfurt im Rathaus, 
Stadtteil Borghorst, Emsdettener Straße 40, Zimmer 238 bis 240 vom Tage dieser Bekanntma­
chung an zu jedermanns Einsicht während der Dienststunden öffentlich aus. Über ihren Inhalt 
wird auf Verlangen Auskunft gegeben. Auf die Überleitungsvorschriften in § 233 BauGB wird 
hingewiesen. 

Dies wird gern. §§ 7 und 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der zuletzt geltenden 
Fassung, sowie § 10 (3) BauGB in der Fassung vom 23.09.2004 (BGBI. 1 S. 2414), in der zu­
letzt geltenden Fassung , sowie § 2 (4) Bekanntmachungsverordnung vom 26.08. 1999 (GV 
NRW S. 516), in der zuletzt geltenden Fassung, und § 15 der Hauptsatzung der Kreisstadt 
Steinfurt vom 17.12.2009 (Abi. 26/2009, S. 353-361 ), in der zuletzt geltenden Fassung, öffent­
lich bekannt gemacht. 

Mit dieser Bekanntmachung wird die 13. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 "Kalkwall" 
rechtsverbindlich. 

Übereinstimmungsbestätigung: 

Gemäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) wird hiermit bestätigt, dass 
der Wortlaut des vorstehenden Beschlusses mit dem Beschluss des Rates vom 19.03.2014 
übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 

Stei nfu~ 09 . 15, Az.: 111/61 -26-09/Kat 

Hoga/\ 
Bürgermeister 

(Abi. 01 /2015/1) 



Bekanntmachung 

- Ersatzbestimmung für ein Ratsmitglied -

Herr Heinz Hille, wohnhaft Emsdettener Straße 95, 48565 Steinfurt, 
ist am 02. Dezember 2014 verstorben. 

Gern. § 45 Absatz 1 KWahlG wird festgestellt, dass Herr Daniel 
Breilmann, geb. 06.10.1976, wohnhaft Im Wiesengrund 14, 48565 
Steinfurt, aus der Reserveliste der „Christlich-Demokratischen Union" 
(CDU) nachrückt. 

Gegen diese Feststellung können gern.§ 39 Absatz 1 KWahlG 

a) jeder Wahlberechtigte des Wahlgebiets, 

b) die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und 
Wählergruppen, die an der Wahl teilgenommen haben sowie 

c) die Aufsichtsbehörde 

binnen eines Monats nach Bekanntgabe dieser Feststellung Einspruch 
erheben, wenn sie eine Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl 
gemäß § 40 Absatz 1 Buchstaben a) bis c) für erforderlich halten. Der 
Einspruch ist bei dem Wahlleiter schriftlich einzureichen oder mündlich 
zur Niederschrift zu erklären. 

Steinfurt, 12.01.2015 
AzJ -24-00 / Grö-Rk 

(Andreas Ho 
Wahlleiter 

(Abi. 01/2015/2) 
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Bekanntmachung 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
für die Wahl des Bür ermeisters/der Bür ermeisterin der Kreisstadt 

Steinfurt 
Datum 

am 13.09.2015 

Gemäß§ 75b Abs. 1 Satz 1 der Kommunalwahlordnung - KWahlO - vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 592, 
967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 03. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 730) - SGV. NW. 1112 - fordere 
ich zur Einreichung von Wahlvorschlägen für das Amt des Bürgermeister/der Bürgermeisterin auf. 

Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter der StadVGemeinde während 
der allgemeinen Dienststunden kostenlos abgegeben werden 

.__ __ S_t_e_in_f_u_rt__,_, _R_a_th_a_u_s-'-1_E_m_s_d_e_tt_e_n_e_r_S_t_ra_ß_e_40---','--4_8_5_6_5_S_t_e_in_f_u_rt _ _ __J Zimmer: ~ 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 und 17 sowie der §§ 46b und 46d Abs. 1 bis 3 des Kommunalwahlgesetzes -
KWahlG - in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 

( 70), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 564), - SGV. NRW. 1112 - und der§§ 
25 und 26 sowie der§§ 75a und 75b KWahlO weise ich hin. 

Insbesondere bitte ich zu beachten: 

1. Allgemeines 

1.1 Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber/eine Bewerberin enthalten. Wahlvorschläge können von politi­
schen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), von mitgliedschaftlich organisierten 
Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern/ 
Einzelbewerberinnen) eingereicht werden. Wer für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin wählbar 
ist, kann sich selbst vorschlagen. Parteien und Wählergruppen können auch gemeinsam einen Bewer­
ber/eine Bewerberin vorschlagen. 

1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur benannt 
werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt 
eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei oder Wählergruppe ihren Bewerber/ihre Be­
werberin in einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen. 

Wird von Parteien und Wählergruppen eine Person als gemeinsamer Bewerber/gemeinsame Bewerberin be­
nannt, ist sie entweder in einer gemeinsamen Versammlung oder in getrennten Versammlungen der beteilig­
ten Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die Träger des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen keinen anderen 
als den gemeinsamen Bewerber/die gemeinsame Bewerberin wählen und zur Wahl vorschlagen. 

Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger/Unionsbürgerinnen), 
die in Deutschland wohnen, sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar. 

Die Bewerber/Bewerberinnen und die VertreterNertreterinnen für die Vertreterversammlungen sind in ge­
heimer Wahl zu wählen. Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im 
Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

Als VertreterNertreterin für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des Zusam­
mentritts der zur Wahl der Vertreter/Vertreterinnen einberufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt 
ist. 

Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Beschluss ei­
ner Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstim­
mung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 

Das Nähere über die Wahl der Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung, über die Einberufung 
und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die Wahl 
des Bewerbers/der Bewerberin regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre Satzungen. 



Über die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin ist eine Niederschrift mit Angaben über Ort und Zeit der Ver­
sammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Vertreter/Vertreterinnen oder Wahlberech­
tigten und Ergebnis der Abstimmung zu fertigen . Der Leiter/Die Leiterin der Versammlung und zwei von die­
sem/dieser bestimmte Teilnehmer/Teilnehmerinnen haben dabei gegenüber dem Wahlleiter/der Wahlleiterin 
an Eides statt zu versichern, dass die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin für das Amt des Bürgermeis­
ters/der Bürgermeisterin in geheimer Abstimmung erfolgt ist. 

1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht 
ununterbrochen in der Vertretung der Stadt/Gemeinde, in der Vertretung des zuständ igen Kreises, im Land­
tag oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus Nordrhein-Westfalen im Bundestag vertreten, so kann sie einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen ge­
wählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für auf Landesebene orga­
nisierte Parteien, die die Unterlagen gemäß§ 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis 
zum Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht haben. 

2. Form und Inhalt 

2.1 Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 11 d zur KWahlO eingereicht werden. Er muss enthal­
ten : 

- Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreicht, 
bei gemeinsamen Wahlvorschlägen die Namen und ggf. die Kurzbezeichnungen aller beteiligten Wahlvor­
schlagsträger; andere Wahlvorschläge können durch ein Kennwort des Wahlvorschlagsträgers gekenn­
zeichnet werden; 

- Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin. 

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver­
trauensperson enthalten. 

2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Gemeinsame Wahlvorschläge müssen von den jeweiligen 
für das Wahlgebiet zuständigen Leitungen aller beteiligten Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. Bei an­
deren Wahlvorschlägen muss der Unterzeichner/die Unterzeichnerin des Wahlvorschlags im Wahlgebiet 
wahlberechtigt sein. 

2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem von mindes-

tens 230 I ·)Wahlberechtigten der StadUGemeinde persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein; dies gilt grundsätzlich auch für Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern/Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeich­
nung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vorausset­
zung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge von 
Umständen, die der Wahlvorschlagsträger nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 
Der Unterstützungsunterschriften bedarf es nicht, wenn der bisherige Bürgermeister/die bisherige Bürger­
meisterin vorgeschlagen wird . 
Unterstützungsunterschriften für gemeinsame Wahlvorschläge sind nur beizubringen, wenn alle beteiligten 
Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen fallen . 

2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 1 230 I ·) Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die 
Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14c zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist folgendes zu 
beachten: 

- Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter/von der Wahlleiterin kostenfrei geliefert. Bei der 
Anforderung sind der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahl­
vorschlag einreichen will , bei gemeinsamen Wahlvorschlägen sämtliche beteiligten Parteien oder Wähler­
gruppen, bei Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen das Kennwort, sowie Familienname, die Vornamen 
und Wohnort des/der vorzuschlagenden Bewerbers/Bewerberin anzugeben. Der Wahlleiter/Die Wahlleite­
rin hat diese Angaben im Kopf der Formblätter zu vermerken. 

- Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf dem Formblatt persönlich und 
handschriftlich unterschreiben; die Angaben zum Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt und zur An­
schrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners/der Unterzeichnerin sowie der Tag der Unterzeichnung sollen 
vom Unterzeichner/von der Unterzeichnerin persönlich und handschriftlich ausgefüllt werden. 
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- Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung 

seiner/ihrer Stadt/Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass er/sie im 
Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

- Ein Wahlberechtigter/Eine Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand meh­
rere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine/ihre Unterschrift auf allen weiteren Wahlvorschlägen un­
gültig. 

Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig, wenn dieser/diese 
in der Stadt/Gemeinde wahlberechtigt ist. 

2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12c zur KWahlO; 
die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11 d zur KWahlO abgege­
ben werden. Dabei hat der Bewerber/die Bewerberin zu versichern, dass er/sie für keine andere gleichzei­
tig stattfindende Wahl zum Bürgermeister/zur Bürgermeisterin oder Landrat/Landrätin kandidiert. Die ord­
nungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vor­
aussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13b zur KWahlO; die Bescheinigung kann 
auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11 d zur KWahlO abgegeben werden. 

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über die Ver­
sammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers/der Bewerberin (Anlage 9c zur 
KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt über die ge­
heime Abstimmung (Anlage 10c zur KWahlO). Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift 
und der Versicherungen an Eides statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für 
das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags. 

Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin der Kreisstadt 

Steinfurt 
(48. Tag vor der Wahl) 

sind spätestens bis zum 27.07 .2015 , 18.00 Uhr (Ausschlussfrist), 

beim Wahlleiter/bei der Wahlleiterin der Stadt/Gemeinde 

Steinfurt, Rathaus, Emsdettener Straße 40, 48565 Steinfurt 

Zimmer 101 
'---------' 

einzureichen. 

Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige Män­
gel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher noch behoben werden können. 

Ort, Datum Der Wahlleiter/Die 

Steinfurt, 09.01.2015 

·i Fünfmal, für die Wahl in Gemeinden bis 10.000 Einwohner dreimal soviel Wahlberechtigten, wie die Vertretung Mitglieder hat(§ 46d Abs.1 
Satz 3 KWahlG). 

(Abi. 01/2015/3) 


